
 

35. Sitzung 

Düsseldorf, Freitag, 21. Juni 2013 

 

 

Auszug aus dem veröffentlichten Plenumsprotokoll 

 

 

Ilka von Boeselager (CDU): Herr Präsident! Meine liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenige Zuschauer sind noch anwesend. Ja, der Antrag der 

Fraktion der Piraten ist eigentlich nicht so spannend, wie er sich auf den 

ersten Blick darstellen will. Der Kollege hat es eben schon deutlich ge-

macht.  

 

Die Landesregierung hat im Dezember 2012 – und das muss ich auch 

aus der Opposition heraus zugeben – eine Vereinbarung zwischen Land-

tag und Landesregierung über die Unterrichtung des Landtags durch die 

Landesregierung beschlossen. Sie betrifft unter anderem den Bundesrat. 

Man kann sich frühzeitig informieren. Wenn man einen besonderen 

Punkt hat, ist es wichtig und richtig, dass man die Informationen jederzeit 

erhalten kann. Auch wir haben in unserer Regierungszeit immer größten 

Wert darauf gelegt, vorbildlich zu informieren. 

 

Transparenz ist wichtig. Allerdings sind funktionierende Bundestagsbe-

schlüsse ebenfalls wichtig. Eine pauschale Veröffentlichungspflicht wür-

de die Arbeit in den Ausschüssen erheblich beschweren, denn wir haben 

es mit vielen Bundesländern zu tun, Herr Kollege, das müssen Sie doch 

auch verinnerlichen. Es ist nicht so, dass man das en passant durchwin-

ken kann, sondern da müssen gewisse Spielregeln eingehalten werden. 

 



Unsere Bewertung des Antrags lautet: Die Geschäftsordnung des Bun-

desrats hat sich in ihrer jetzigen Form bewährt. Der Antrag ist aus unse-

rer Sicht deshalb abzulehnen. 

 

Aber warum? § 37 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Bundesrates lautet: 

 

„Die Sitzungen der Ausschüsse sind nicht öffentlich. Die Verhandlungen 

sind vertraulich, soweit der Ausschuss nichts anderes beschließt.“ 

 

Frau Ministerin wird es gleich sagen: Der Ausschuss könnte es auch an-

ders beschließen. 

 

Gemäß § 44 sind die Sitzungsniederschriften vertraulich. Weiter heißt 

es: 

 

„Der Wortlaut der von einem Ausschuss gefassten Beschlüsse und die 

dazu formulierten Begründungen können der Öffentlichkeit zugänglich 

gemacht werden, soweit der Ausschuss nicht anderes beschließt.“ 

 

Die Aufgabe der Ausschüsse besteht darin, die Beratungen und Be-

schlussfassungen des Bundesratsplenums vorzubereiten. Dazu legen 

sie dem Bundesrat Empfehlungen vor. Sie können sich vorstellen, was 

das alles bei 16 Ländern bedeutet.  

 

Zur Nichtöffentlichkeit der Sitzungen gibt es einschlägige Literatur, wie 

den Kommentar von Konrad Reuter. Das alles kann man nachlesen. Ich 

will es jetzt nicht wiederholen. Diese Expertenmeinung teilen wir. Ich 

möchte betonen, dass eine Demokratie verschiedene Formen der Kom-

munikation zulassen muss – so laut Prof. Weidenfeld.  

 

Meiner Ansicht nach kann man hier nicht alles vorweg öffentlich diskutie-

ren, weil es zu keinen schnellen Entscheidungen im normalen Verfahren 

kommen kann, sondern alles sehr viel mehr Zeit in Anspruch nehmen 

würde. 

 



Gemäß § 45f der Geschäftsordnung des Bundesrates verhandelt die Eu-

ropakammer öffentlich. Ihre Beschlüsse und ihre Begründungen werden 

veröffentlicht, soweit die Europakammer nichts anderes beschließt. Über 

die Sitzungen der Europakammer ist gemäß § 45j der Geschäftsordnung 

eine Niederschrift zu fertigen. Der Bericht ist vertraulich, soweit die Ver-

handlungen vertraulich sind. Auch dazu kann man in dem Kommentar 

von Herrn Reuter nachlesen. 

 

(Zurufe von der SPD und den PIRATEN: Ändern!) 

 

– Ja, ändern. Ich bin auch immer fürs Ändern, liebe Kolleginnen und Kol-

legen, aber dann muss es auch etwas Besseres für die Zukunft bedeu-

ten. Das ist hier einfach nicht ersichtlich. Insofern sind wir der Meinung, 

dass wir beim bisherigen Verfahren noch bleiben sollten. 

 

(Beifall von der CDU) 

 

Sie haben den neuen Ministerpräsidenten aus Baden-Württemberg, 

Herrn Kretschmann, zitiert. Vielleicht hat er aus heutiger Sicht, nachdem 

er die Arbeitsabläufe länger verfolgen und erleben konnte, seine Mei-

nung schon geändert. 

 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Frau Abgeordnete, würden Sie eine 

Zwischenfrage von Herrn Kollegen Stein gestatten? 

 

Ilka von Boeselager (CDU): Bitte, welche Zwischenfrage steht an? 

 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Bitte schön, Herr Kollege Stein. 

 

Robert Stein (PIRATEN): Vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage zu-

lassen. Dürfen wir das so verstehen, dass die nötige Transparenz, die 

wir hier im Landtag vorleben, für den Bundesrat zu zeitaufwendig ist, für 

den Landtag aber nicht? Bedeutet das im Umkehrschluss vielleicht, dass 

wir hier die Transparenz einschränken müssen? – Das reicht erst einmal. 

Danke. 



 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Frau Abgeordnete, bitte. 

 

Ilka von Boeselager (CDU): Lieber Kollege, ich schätze Sie sehr, aber 

Sie dürfen Birnen nicht mit Äpfeln vergleichen. Die Diskussion im Bun-

desrat mit 16 Ländern ist doch etwas ganz anderes als das, was wir hier 

im Landtag machen. – Danke schön. 

 

(Beifall von der CDU) 

 


